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«Gehen Sie uns ruhig weiter auf
die Nerven.»Was Angela Merkel
einst schmunzelnd angemerkt
hat, beschreibt das komplizierte
Verhältnis zwischen Politik und
Wissenschaft ziemlich gut. Die
Worte der damaligen deutschen
Kanzlerin galten dem Wissen-
schaftlichen Beirat der Bundes-
regierung Globale Umweltverän-
derungen. Für die studierte Phy-
sikerin Merkel war er eine
wichtige Orientierungshilfe.

Das komplizierte Verhältnis
beschäftigt auch die Schweizer
Politik. Umstritten ist nämlich,
ob eine solch interdisziplinär zu-
sammengesetzte Expertenkom-
mission auch den Bundesrat be-
raten soll, namentlich in Fragen
des Klimaschutzes. ImDezember
hat der Ständerat eine entspre-
chendeMotionmit 24 zu 10 Stim-
men überwiesen. Nun aber hat
sich die vorberatende Umwelt-
kommission des Nationalrats –
wie schon derBundesrat – gegen
denVorstoss ausgesprochen.Die
wissenschaftliche Beratung in
der Klimapolitik sei bereits «in
geeigneter Form sichergestellt».

Gemeint ist damit Proclim, die
Plattform für Klimafragen, die
bei den Akademien der Natur-
wissenschaften angesiedelt ist.
Sie hat einMandat von Simonet-
ta Sommarugas Departement
Uvek erhalten.

Dialog institutionalisieren
Der Vorstoss kommt nun in den
Nationalrat, die Causa bleibt um-
stritten. Proclim ist bis jetzt
kaum in Erscheinung getreten.
Ihre Rolle als Koordinations-
plattform innerhalb derWissen-
schaft erfülle Proclim gut, sagt
Klimawissenschaftler Reto Knut-
ti von der ETH Zürich. «Aber das
ist nicht dasselbewie ein Politik-
dialog.» Es brauche einen insti-
tutionalisierten Dialog zwischen
Wissenschaft und Politik. Just
dies regt auch Tanja Stadler an,
Präsidentin der Corona-Task-
force, die sich EndeMärz auflöst.

Als Vorbild könnte der eingangs
erwähnte Beirat der deutschen
Bundesregierung dienen: Er
kann selber Themen setzen und
Positionen entwickeln – auch
solche, die im Widerspruch zur
Politik der Regierung stehen.

Solche Gremien können je-
doch Unmut wecken. Beispiel-
haft zeigt das die Kontroverse um
die Corona-Taskforce.

Skeptischer Ständerat
Auch Klimawissenschaftlern
wird vorgehalten, Politikmachen
zu wollen, etwa als sie 2021 die
Ja-Parole zum– später abgelehn-
ten – CO2-Gesetz herausgaben.
In die Kritik geraten ist unter an-
deren Reto Knutti. ImGrundsatz
gelte zwar, dass Wissenschaft
Wissen schaffen und die Politik
entscheiden solle. «Diese Tren-
nungwird denHerausforderun-
gen aber nicht gerecht, wenn es
um komplexe und zeitkritische
Fragen geht und Interessenver-
treter mit unterschiedlichen
Prioritäten im Spiel sind.»

Die Lösung mit Proclim sieht
Knutti als verpasste Chance.
Auch der Schwyzer Ständerat
Othmar Reichmuth (Die Mitte),
Urheber desVorstosses, sagt: «Es
besteht die Gefahr, dass das Uvek
die Expertise von Proclimnur ab-
hole,wenn sie gerade gefragt sei,
und ansonsten ignoriere.» Reich-
muthwünscht sich, dass Proclim
zumindest allen Departementen
zur Verfügung stehe. Laut Urs
Neu, Geschäftsleiter ad interim
von Proclim, ist das machbar.

Einen erstenAuftrag hat Pro-
clim bereits. DieWissenschaftler
sollen erarbeiten, wie eine kli-
maneutrale Schweiz im Jahr
2050 aussehen könnte. Knutti
sieht sich in seinen Befürchtun-
gen bestätigt: «Man gibtWissen-
schaftlern einen Auftrag, sie
schreiben ein Jahr an einem
Bericht, der am Schluss ins Alt-
papier kommt.»

Stefan Häne

Rückschlag für geplante
Klima-Taskforce
Klimapolitik Nationalratskommission spricht
sich gegen beratendes Gremium aus.

In Zollikon ZH begannen ukrainische Schülerinnen und Schüler Anfang vergangener Woche mit dem Unterricht. Foto: Michael Trost

Jigme Garne
und Alessandra Paone

Die Pandemie hat die Schulen in
der Schweiz in den letzten zwei
Jahrenmit Fernunterricht,Spuck-
tests undMaskenpflicht stark ge-
fordert.Wegen der zurzeit hohen
Corona-Fallzahlen kommt es an
manchenStandorten immernoch
zuAusfällenvon Lehrkräften.Mit
der Einschulung der vielen ge-
flüchteten Kinder und Jugendli-
chen aus derUkrainemüssen die
Schulleitungenbereits die nächs-
te grosse Aufgabe anpacken.

In gewissen Gemeinden sind
bereits so viele Kinder angekom-
men, dass nun eigene Klassen
nur für ukrainische Schüler und
Schülerinnen gegründetwerden.
Auch in Allschwil im Kanton
Baselland. Dort werden ab Mitt-
woch acht Kinder zwischen acht
und zwölf Jahren die Primar-
schule besuchen. Sie stammen
aus verschiedenen Regionen der
Ukraine und werden von einer
slowakischen Lehrerin unter-
richtet, die Russisch spricht und
mit der Bildungslandschaft in
der Ukraine vertraut ist. Es sei
nicht einfach gewesen, eine ge-
eignete Lehrperson zu finden,
die sichmit den Kindernverstän-
digen könne, sagt Schulleiterin
Monique Juillerat.

Eine in Allschwil lebende Uk-
rainerin soll die Lehrerin als
Klassenassistentin unterstützen.
Noch sei aber unklar, ob das

klappe. Eine Möglichkeit wäre
auch, geflüchtete Lehrpersonen
einzubinden.Die Schule sieht im
Moment aber eherdavon ab.Die-
seMenschen seienmöglicherwei-
se traumatisiert undmüssten erst
einmal ankommen, sagt Juillerat.
Sie möchte die Option aber nicht
ausschliessen. Auch, weil noch
völlig unklar sei, wie viele Ge-
flüchtete aus der Ukraine in All-
schwil ankommenwürden.

In der neuen Klasse hat es
Platz für insgesamt 13 Kinder. Je
nachdemmüsste die Schule eine
weitere Klasse eröffnen. Laut
Schätzungen werden bald bis zu

zehnProzentmehrKinder in den
Klassenzimmern sitzen.DerPrä-
sident des SchweizerSchulleiter-
verbands,ThomasMinder, sprach
von schweizweit «vielleicht
15’000 zusätzlichen Kindern».

Nach der Integrationsklasse
in die Regelklasse
InAllschwil besuchen 1700 Schü-
lerinnen und Schüler die Primar-
stufe. «Treffen die Berechnun-
gen zu, würde dies bedeuten,
dass wir an unseren Schulen in
Allschwil insgesamt bis zu 170
ukrainische Kinder aufnehmen
müssen. Das dürfte nicht ganz
einfach werden», sagt Juillerat.
Schon jetzt sei es eine Heraus-
forderung gewesen, einen geeig-
neten Schulraum für die neue
Klasse zu finden.

DieukrainischenSchülerinnen
und Schüler werden so lange in
derFremdsprachen-Integrations-
klasseverbleiben,bisdieDeutsch-
kenntnisse ausreichen,um in eine
Regelklasse integriert zuwerden,
die ihrem Alter und den schuli-
schen Fähigkeiten entspricht.Die
Schulleiterin hält es auch für
möglich,dassnebenukrainischen
auch russische Familien undKin-
der in die Schweiz flüchten. Da
stelle sich die Frage, ob man uk-
rainische und russischeKinder in
dieselbe Klasse einteilen könne.

Die Zürcher Gemeinde Küs-
nacht hat ebenfalls eine eigene
Aufnahmeklasse für ukrainische
Kinder gebildet. Der Unterricht

begann am Dienstag mit rund
35 Kindern und Jugendlichen im
Alter von 4 bis 16 Jahren. In Küs-
nacht gab es zuvor schon eine
Aufnahmeklasse. Weil die Ge-
meinde vergangene Woche eine
Gruppe von 24 krebskranken
Kindern und deren Familien auf-
nahm,wurde aber eine zusätzli-
che Klasse nötig. Laut Schulprä-
sident Klemens Empting hat da-
für eine Lehrerin fürDeutsch als
Zweitsprache (DAZ) ihr Pensum
aufgestockt, und eine pensio-
nierte Lehrerin ist aus dem Ru-
hestand zurückgekehrt. Zusätz-
lich konnten Freiwillige gefun-
den werden, die Russisch oder
Ukrainisch sprechen und nun als
Klassenassistenzen arbeiten.

Vomukrainischen
Schulsystem beeindruckt
Zu den ersten Schulen mit einer
rein ukrainischen Klasse zählte
jene im zürcherischen Zollikon.
Dort begann der Unterricht für
zehn Kinder und Jugendliche be-
reitsAnfangvergangenerWoche.
Zwei DAZ-Lehrerinnen wurden
für die neue Klasse eingestellt.
Die sprachliche Hürde sei über-
raschend tief, sagt Schulpräsi-
dentin Corinne Hoss-Blatter:
«Die Kinder und Jugendlichen
sprechenwirklich sehr gut Eng-
lisch – besser, alswir das von un-
seren Schülerinnen und Schü-
lern gewohnt sind. Das ukraini-
sche Schulsystemhatmich inso-
fern beeindruckt.»

Erste Gemeinden startenmit
rein ukrainischen Schulklassen
Einschulung geflüchteter Kinder Da die Suche nach geeigneten Lehrpersonen
für die Schulen nicht einfach ist, helfen Pensionierte und Freiwillige aus.

«Die Kinder
sprechen sehr gut
Englisch – besser,
als wir das von
unseren Schülern
gewohnt sind.»

Corinne Hoss-Blatter
Schulpräsidentin

Corona-Orientierung Die Schweiz
gehörtweiterhin zu den Ländern
mit den höchsten Infektionsra-
ten.Täglich steckten sich zurzeit
wohl rund 100’000Menschenmit
dem Coronavirus an, sagte Pat-
rick Mathys vom Bundesamt für
Gesundheit (BAG) gestern. Ge-
genwärtig dürfte ein Zehntel der
Bevölkerung das Virus tragen
und ansteckend sein. Zwar mel-
dete das BAG nur 23’793 bestä-
tigte Neuinfektionen, jedoch ist
von einer hohen Dunkelziffer
auszugehen.

Vermehrt steckt sich auchwie-
der die ältere Bevölkerung an.
Tanja Stadler, Präsidentin der
wissenschaftlichen Covid-19-
Taskforce,plädiert denn auchda-
für, allen den zweitenBooster zu-
gänglich zu machen. Doch die
Eidgenössische Impfkommissi-
on (Ekif) gibt keine Empfehlung
für die zweite Auffrischimpfung.
Die aktuelle Evidenz spreche
nicht für einen zweiten Booster,
weder für die allgemeine Bevöl-
kerung noch für spezifische
Gruppen, sagte Ekif-Präsident
Christoph Berger an der 100. und
vorerst letzten regulärenCorona-

Medienorientierung des BAG.
Entscheidend sei für die Impf-
kommission der Schutz vor
schwererErkrankung,unddieser
sei nach vollständiger Impfung
und einemBoosterweiterhin gut.
Eine zweiteAuffrischimpfung er-
höhe den Schutz vor einer Infek-
tion nur vorübergehend.

Booster nur auf Verlangen
Berger betonte jedoch, dass nie-
mandem die zweite Auffrisch-
impfung vorenthalten werde.
Wer eine solchewünsche, erhal-
te diese. Es werde aber darauf
hingewiesen, dass eine solche
Impfung «off-label» erfolge, also
auf eigene Verantwortung. Zur-
zeit werde an adaptierten Impf-
stoffen für Omikron gearbeitet.
Sobald diese verfügbar seien,
müsse zuerst die Wirksamkeit
geprüft werden, bevor eine sol-
che Auffrischimpfung allenfalls
für den Herbst empfohlen wür-
de. Stadler plädiert hingegen da-
für, den Booster frühzeitig auf-
zugleisen, damit im September
geimpft werden könne.

Markus Brotschi

Die Schweiz verzichtet
auf eine zweite Auffrischimpfung
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Charlotte Walser

«DerWestenwirkt isoliert»: Das
schreibt RT (Russia Today) auf
seiner Website in einem Kom-
mentar zu den Sanktionen ge-
gen Russland. Ein von der rus-
sischen Armee beschossenes
Einkaufszentrum in Kiew be-
zeichnet RT als «legitimes mili-
tärisches Ziel». Dort seien Waf-
fen gelagert worden.

RT ist ein vom russischen
Staat gegründetes und finanzier-
tes Auslandsfernsehprogramm.
Kritiker betrachten den Sender
als Propagandakanal, der gezielt
Desinformation und Verschwö-
rungstheorienverbreitet. Dassel-
bewird Sputnik (SNA) vorgewor-
fen, einem Radiosender und
Nachrichtenportal.

Im Rahmen der Sanktionen
gegen Russland hat die EU An-
fang März die Verbreitung von
RT und Sputnik verboten. «Aus-
sergewöhnliche Zeitenverlangen
nach aussergewöhnlichenMass-
nahmen», sagte EU-Kommissi-
onsvize Vera Jourova dazu. «Wir
alle stehen für die Redefreiheit,
aber sie darf nicht zur Verbrei-
tung von Kriegspropaganda
missbraucht werden.»

Schweizmuss nicht alle
Sanktionen übernehmen
Sieht das der Bundesrat auch so?
Er hat entschieden, dass die
Schweiz die EU-Sanktionen
grundsätzlich übernimmt,wobei
Ausnahmen möglich bleiben.
Bisher sind RT und Sputnik in
der Schweiz nicht gesperrt wor-
den.Doch imRahmen des nächs-
ten Sanktionspakets steht nun
eine Sperrung zur Diskussion,
wie Recherchen zeigen.

«Die Übernahme der EU-
Massnahmen imMedienbereich
wird verwaltungsintern derzeit
geprüft», schreibt das Staatsse-
kretariat für Wirtschaft (Seco)
auf Anfrage. Der Bundesrat

werde zu gegebener Zeit darüber
entscheiden. Das federführende
Departement vonWirtschaftsmi-
nister Guy Parmelin spricht sich
gegen ein Verbot von RT und
Sputnik aus. Aus Sicht des WBF
wäre das unverhältnismässig
und ein unüblicher Eingriff
in dieMedienlandschaft und die
Meinungsäusserungsfreiheit.

Das Verteidigungsdeparte-
ment vonViolaAmherd dagegen
befürwortet ein Verbot. Bei RT
und Sputnik gehe es nicht um
Meinungsfreiheit und -vielfalt,
zumal das keineMedienmit kri-
tischerHaltung und redaktionel-
ler Unabhängigkeit seien, argu-
mentierte das Departement in
derverwaltungsinternen Konsul-
tation. «Das sind erwiesener-

massen vom Kreml gesteuerte
und finanzierte Propagandains-
trumente», schrieb das VBS.

Die Schweiz
als Propaganda-Hub?
Die Sender spielten eine direkte
unterstützende und manipulie-
rende Rolle für die russische Re-
gierung im Ukraine-Krieg. Die
Schweiz dürfe nicht unter dem
Label der Meinungsäusserungs-
und Informationsfreiheit Desin-
formationskampagnen Russ-
lands zulassenund zu einemPro-
paganda-Hub dieser Instru-
mente werden. «Nach konse-
quenter Übernahme der EU-
Sanktionen durch die Schweiz
wäre dasAbseitsstehen in dieser
wichtigen Frage unverständlich.»

Von sich aus tätig geworden sind
die vier grössten Fernmelde-
dienstanbieter Swisscom, Sun-
rise UPC und Salt: Sie verbreiten
die TV-Programme von Russia
Todaynichtmehr. Per Streaming
im Internet sind die Programme
aber noch zu empfangen.

Übernimmt die Schweiz die
EU-Sanktionen in diesemPunkt,
würden die Domainnamen der
fraglichenWebsites gesperrt,wie
das Bundesamt für Kommuni-
kation (Bakom) auf Anfrage
schreibt. Das Bakom geht davon
aus, dass die Betreiber in der Fol-
ge die Domainnamen wechseln
würden. Die Liste mit den zu
sperrenden Namen müsste des-
halb laufend angepasst werden.
Ein weiteres Problem: Sperren

können via VPN umgangenwer-
den.RTverbreitet sogarAnleitun-
gen, wie seine Angebote weiter-
hin konsumiert werden können.

Über ProblemevonNetzsper-
renwurde in der Schweiz zuletzt
im Zusammenhangmit nicht be-
willigten Onlinegeldspielen ge-
stritten. ImAbstimmungskampf
zumGeldspielgesetzwarnten die
Gegnervor einemPräzedenzfall.
Die Befürworter argumentierten,
es gehe lediglich darum, das Be-
willigungssystem auch im Inter-
net durchzusetzen.Doch der Fall
RT und Sputnik ist anders gela-
gert: FürMedien gibt es kein Be-
willigungssystem.Werbestimmt,
was Information ist undwas Pro-
paganda? Nachwelchen Kriteri-
en?Wo ist die rote Linie?

Gute Argumente
besser als Verbote
Das Sperren von Inhalten sei aus
demokratischer Sicht grundsätz-
lich suspekt, schrieb der Sozial-
wissenschaftlerMarko Kovic, der
sichmitVerschwörungstheorien
befasst, jüngst in einem Beitrag
in der «Medienwoche». In einer
offenen Gesellschaft dürfe die
freie Rede nur sorgfältig begrün-
det und in Ausnahmefällen ein-
geschränkt werden. Ausserdem
sei es rein praktisch nicht mög-
lich, Desinformation auf diese
Weise aus derWelt zu schaffen.

Das beste Mittel gegen
schlechte Argumente sind aus
Kovics Sicht guteArgumente: Die
öffentliche Debattemüssewider-
standsfähiger gegen Desinfor-
mation werden. Ein weiterer
Ansatzwäre die Regulierung von
Social-Media-Plattformen. Die
Art und Weise, wie die Plattfor-
men gegenwärtig operierten, be-
günstige tendenziell dieVerbrei-
tungvonDesinformation, erklärt
Kovic. Die Plattformbetreiber
müssten in die Pflicht genom-
menwerden, diesenTeufelskreis
zu durchbrechen.

Propagandasender beschäftigen den Bundesrat
Medien im Krieg gegen die Ukraine Sollen russische Fernsehsender auch in der Schweiz gesperrt werden?
Die Verteidigungsministerin Viola Amherd ist dafür, Wirtschaftsminister Guy Parmelin ist dagegen.

Putin gibt Auskunft: Berichterstattung über den Krieg in der Ukraine auf dem deutschsprachigen Sender von RT (Russia Today). Foto: RT DE

Swisscom, Sunrise
UPC und Salt
verbreiten
die TV-Programme
von Russia Today
nichtmehr.

Medien und Politik Die SVPmacht
nichtmehr bei der Politsendung
«Arena» von Schweizer Fernse-
hen SRF mit. Sie reagiert damit
auf eine «grobe Entgleisung» des
Moderators Sandro Brotz gegen-
über ihrem Fraktionschef Tho-
mas Aeschi. Brotz habe sich ge-
genüber Aeschi als Richter auf-
gespielt, teilte die Partei mit.

Die Teilnahmeverweigerung
der SVP gilt bis aufweiteres,wie
die Partei am Dienstagabend in
einem offenen Brief an die SRG-
Geschäftsleitung mitteilte. Zu-
dem fordert die SVP eine Aus-
sprache mit der SRG-Spitze,
«wie die ‹Arena› wieder den
gesetzlichenAuftrag der SRG er-
füllen und neutral moderiert
werden kann».

SVP-FraktionspräsidentAeschi
hatte in der Nationalratsdebatte
gesagt, dass «Nigerianer oder
Iraker mit ukrainischen Pässen
Ukrainerinnen vergewaltigen».
Das soll sich gemäss nach-
geschobenerErklärung auf einen
Vorfall in Deutschland beziehen.
Sandro Brotz verurteilte diese
Äusserung in der Sendung als
rassistisch. (sda)

SVP nimmt
nicht mehr an
«Arena» teil

DasVolk stehtmit überwältigen-
demMehrhinter derKehrtwende
des Bundesrats bei der Neutra-
lität. Drei Viertel der Schweize-
rinnen und Schweizerbegrüssen,
dass sich die Schweiz vollum-
fänglich an den Sanktionen der
EU gegenRussland beteiligt.Nur
für ein Viertel ist die Neutralität
«nicht verhandelbar».

Zudem befürworten fast drei
Viertel, dass sich Schweizer Fir-
men aus Geschäften mit Russ-
land zurückziehen. Das zeigt
eine repräsentative Online-
umfrage von Tamedia und «20
Minuten» mit rund 12’000 aus-
gewerteten Teilnahmen.

Überraschend möchte das
Volk bei der Landesverteidigung
sogar noch einen Schritt weiter-
gehen und eine internationale
Zusammenarbeit anstreben:
Zwar lehnen zwei Drittel einen
Beitritt zumwestlichenVerteidi-
gungsbündnis Nato ab.Aber eine
Mehrheit von 52 Prozent ist
überzeugt, die Schweiz solle sich
an der Europäischen Verteidi-
gungsunion beteiligen.

Im Projekt einer EU-Verteidi-
gungsunion – offizielle Bezeich-

nung: Pesco – engagieren sich die
Mitgliedsstaaten für eine ge-
meinsame Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik.Die nationalen
Armeen sollen dank vergleich-
barer Strukturen zusammenar-
beiten können.Kampfflugzeuge,

Panzerund andereWaffen sollen
gemeinsambeschafft oder sogar
in enger Zusammenarbeit selbst
entwickelt werden. Das Fernziel
ist die Gründung einer europäi-
schenArmee aufAugenhöhemit
den US-Streitkräften.

Die deutliche Absage an die
strikte Neutralität und die Be-
reitschaft, mit der EU sogar mi-
litärisch zusammenzuarbeiten,
überraschen: «Putins Krieg ver-
schiebt die politischen Parame-
ter, international, aber auch in
der Schweiz», sagt der Politologe
Fabio Wasserfallen. Er hat mit
seinemKollegen Lucas Leemann
die Umfrage durchgeführt und
ist Professor für Europapolitik
an der Universität Bern.

Abschied vom Sonderfall
Wasserfallen interpretiert die Er-
gebnisse so: Die Schweizerinnen
und Schweizer sähen ihr Land
nicht länger vor allem als singu-
lären Sonderfall, sondernmitten
in Europa verankert. Die über-
zeugte Übernahme derEU-Sank-
tionen stärke das Bewusstsein
einer gemeinsamen Werte- und
Schicksalsgemeinschaft.

Dass sogar eine militärische
Zusammenarbeit mit der EU für
eine knappe Mehrheit infrage
kommt, sieht Wasserfallen als
Symptom für eineVerschiebung
derWerte: «Für die Bevölkerung
sind nicht primär staatstheore-

tische Souveränitätsfragen ent-
scheidend.»

FremdeRichter, automatische
Rechtsübernahme oder immer-
währende Neutralität hätten
für die Stimmbürgerinnen und
Stimmbürger weniger Gewicht
als gemeinhin angenommen.
«Es ist denMenschenwichtiger,
dass die Schweiz ihre Interessen
verfolgen kann, auchmit Koope-
ration.» Dafür seien sie bereit,
selbst in sensiblen Bereichen
wie Migration und Landesver-
teidigung mit der EU zusam-
menzuarbeiten. «Vielleicht sieht
der Bundesrat in dieser Zeiten-
wende die Chance, die Schwei-
zer EU-Politik vom Klein-Klein
zu befreien», sagt FabioWasser-
fallen.

Wie weit sich das Volk dann
allerdings hinter eine Annähe-
rung an die EU stellt, wird sich
nicht in Umfragen, sondern in
Abstimmungen zeigen. Im Juni
steht ein nächster Test an: Die
Schweiz entscheidet, ob sie sich
amAusbau derEU-Grenzschutz-
organisation Frontex beteiligt.

Edgar Schuler

EineMehrheit möchtemit der EUmilitärisch zusammenarbeiten
Neutralität 52 Prozent der Schweizerinnen und Schweizer sind für eine Beteiligung an der EU-Verteidigungsunion.

Frage: Die Schweiz ist ein neutraler Staat. Wie bewerten Sie
dieses Konzept?

Mehrheit wünscht eine flexible Neutralität

Neutralität ist sinnvoll, muss aber jeweils der aktuellen Situation
angepasst werden

35%

Die militärische Neutralität macht Sinn, die politische Neutralität
könnte die Schweiz aktiver gestalten

30%

Die Neutralität ist nicht verhandelbar

24%

Es ist überholt

10%

Weiss nicht

1%
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